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Allfreitäglich dürfte nun in Köln
der Muezzin erschallen, dessen
Aufgabe es ist, die Gläubigen in
die Moschee zu rufen. Natürlich
ist die Initiative mit allerhand
Einschränkungen und Auflagen
versehen, etwa was Zeitraum,
Dauer und Lautstärke betrifft.
Auch ist sie auf zwei Jahre befris-
tet. Danach soll evaluiert werden.
Aber sogleich ist grenzüberschrei-
tend eine Debatte entbrannt. So
manche Schweizer frohlocken,
weil sie vor Jahren schon Minaret-
te verboten haben, offenbar einer
verqueren Logik folgend: wo
keine Minarette, da kein Muezzin,
da keine Agitation . . . Gewiss
wird das neue antimuslimische
Getöse über kurz oder lang auch
nach Österreich überschwappen.
Sogenannte Islamkritiker be-
schwören wieder einmal den
Untergang des Abendlandes
herauf, und es kursiert die
bizarre Behauptung, damit würde
„der politische Islam“ begünstigt.
Genauso gut könnte man befürch-
ten, dass Kirchenglockengeläut

den politischen Katholizismus
befördere.
Denn so ein Gebetsruf lässt
keinen Raum für Propaganda.
Die Texte sind standardisiert, mit
Variationen für die verschiedenen
Strömungen innerhalb des Islam.
Wenn politische Indoktrinierung
stattfindet,
dann be-
stimmt nicht
in aller Öffent-
lichkeit und
für alle hörbar,
sondern ganz
im Geheimen
in Hinterzim-
mern und
Kellern.
Gesetzwidrige Inhalte posaunt
man nicht in die Welt hinaus.
Auch aus feministischen Kreisen
verlautet Kritik, dass nämlich nur
Männer rufen und nur Männer
gerufen werden. Dabei wird
ignoriert – vielleicht weiß man es
nicht besser –, dass der freitägli-
che Moscheebesuch mit Predigt
und anschließendem gemeinsa-

mem Gebet nur für Männer
obligatorisch ist. Für Frauen
besteht diese Pflicht nur zweimal
jährlich an den hohen Feiertagen.
Es wird also – wie schon so oft –
mit aller Selbstverständlichkeit
den Angehörigen einer Religion
zu verstehen gegeben, wie sie

ihren Glauben
zu leben, zu
gestalten und
zu ändern
haben. Die
Forderung,
dass die
heiligen
muslimischen
Texte gefälligst
gegendert

werden sollen, steht (noch)
unausgesprochen im Raum.
Für viele Gläubige ist die Kölner
Entscheidung natürlich ein Grund
zu großer Freude. Die implizite
Botschaft lautet: Muslime sind
willkommen. Sehr selten ver-
nimmt die muslimische Bevölke-
rung Europas eine solche Nach-
richt. Sehr viel öfter ist sie

Benachteiligungen, Diskriminie-
rungen und Vorurteilen ausge-
setzt. Eine Machtdemonstration
ist der Gebetsruf allemal, ebenso
wie Kirchenglockengeläut de-
monstriert er Präsenz vor Ort und
Einfluss einer klerikalen Organi-
sation auf ihre Mitglieder und die
Gesellschaft. Aber Kultusfreiheit
ist nun einmal Bestandteil der
verfassungsrechtlich garantierten
Religionsfreiheit.
Allerdings ist zu befürchten, dass
Muezzin-Rufe die Gesellschaft
weiter polarisieren werden. Die
Saat, die rechtspopulistische
Parteien in Europa zwecks Stim-
menfangs an den rechten Rän-
dern jahrelang gestreut haben,
trägt giftige Früchte. Wenn
hingegen statt rechtsdemagogi-
scher Propaganda gegen Muslime
ein respektvolles Miteinander
aller Religionen das politische
Ziel wäre, könnte sich der Gebets-
ruf neben Autohupen, Straßen-
bahngebimmel und Glockengeläut
harmonisch in urbane Klangland-
schaften einfügen.
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Kölns Bürgermeisterin
wagt einen Vorstoß,

der wie erwartet
polarisiert.

Vor 50 Jahren, genauer gesagt am
26. April 1972, wurde die Arbeits-
gemeinschaft Österreichischer
Bäuerinnen gegründet. Die erste
Präsidentin war Helga Wieser,
Bäuerin in Anif bei Salzburg und
ÖVP-Abgeordnete im Nationalrat;
sie hatte das Amt bis 1986 inne.
Frauen in Spitzenpositionen der
berufsständischen Selbstverwal-
tung, im Genossenschaftswesen,
in den Gemeindestuben sowie in
den Landtagen und im National-
rat waren damals noch eine Sel-
tenheit.

Vor 50 Jahren war das vorherr-
schende, auch von den christli-
chen Glaubensgemeinschaften
unterstützte Frauenmodell noch
sehr stark auf Kinder, Küche und
Kirche ausgerichtet. Das Famili-
enrecht mit der Feststellung, dass
„der Mann das Oberhaupt der Fa-
milie ist“, stammte noch aus der
Monarchie. Ohne Zustimmung
des Mannes war eine berufliche
Tätigkeit der Frau kaum möglich,
ein eigenes Bankkonto auch nicht.
Im Landwirtschaftsministerium
gab es damals nur zwei Akademi-
kerinnen, die Abteilungen leite-
ten.

Groß war die politische Überra-
schung, als Kanzler Josef Klaus
(ÖVP) 1966 seine Parteikollegin
Grete Rehor als erste Frau nach
1945 in die Regierung berief und
mit der Führung des Sozialminis-
teriums betraute. Sie füllte das
Amt bis 1970 aus und war auch in
der SPÖ akzeptiert. Während der
Regierungszeit der SPÖ unter
Kanzler Bruno Kreisky wurden
1975 mit der Familien- und Straf-
rechtsreform bedeutende rechtli-
che, bis heute gültige Grundlagen
für die Gleichberechtigung der
Geschlechter in Gesellschaft und
Wirtschaft geschaffen, denen
nach langwierigen Verhandlun-
gen auch die ÖVP als Opposition
im Nationalrat zustimmte.

Kreisky betraute damals vier
Frauen mit Regierungsämtern. Es
waren vor allem die SPÖ-Ikonen
Herta Firnberg, Wissenschaftsmi-
nisterin von 1970 bis 1983, und
Johanna Dohnal als Staatssekretä-
rin und später erste Frauenminis-
terin, die politische Diskussionen
über die Vereinbarkeit von Beruf

und Familie befeuerten und be-
harrlich für die Gleichstellung der
Frauen, vor allem auch in der öf-
fentlichen Verwaltung und beim
Zugang zu politischen Ämtern,
eintraten. Aktive Frauenpolitik ist
heute politischer Konsens. In der
öffentlichen Verwaltung sind so-
gar nach Ausschreibungen bei
gleicher Qualifikation Frauen zu
bevorzugen. Mittlerweile sind be-
reits Fälle bekannt, in denen qua-
lifizierte Männer übergangen
wurden und von der Gleichbe-
handlungskommission Entschädi-
gung zugestanden bekamen.

Bei Betriebsleitern steigt der
Frauenanteil mit dem Alter

Als die Arbeitsgemeinschaft Ös-
terreichischer Bäuerinnen ge-
gründet wurde, gab es noch rund
360.000 landwirtschaftliche Be-
triebe, von denen 47 Prozent im
Voll- und 39 Prozent im Nebener-
werb bewirtschaftet wurden. Heu-

te sind im Kontroll- und Förder-
system Invekos 106.570 bäuerli-
che Betrieben erfasst, 31 Prozent
davon werden von Frauen ge-
führt, was im EU-Vergleich ein
sehr hoher Wert ist.

Vor 50 Jahren gab es noch kei-
ne Frauen in den Präsidien der
Landwirtschaftskammern oder
anderen Interessenvertretungen,
und 97 Prozent der Bürgermeister
waren Männer. Selbst im Jahr
2000 waren von rund 40.000 ge-
wählten Mitgliedern in den Ge-
meinderäten nur 14 Prozent weib-
lich. Heute gibt es in den knapp
2.100 Gemeinden zumindest 202
Bürgermeisterinnen (fast 10 Pro-
zent), darunter auch Bäuerinnen,
unter anderem Silvia Karelly (44),
Bürgermeisterin in der 1.500 Ein-
wohner zählenden steirischen Ge-
meinde Fischbach und auch Land-
tagsabgeordnete.

Der Anteil der Betriebsleiterin-
nen in Österreich steigt tendenzi-

ell mit zunehmendem Alter. Unter
30 Jahren gibt es nur 19 Prozent
Betriebsleiterinnen, in der Alters-
klasse 50 bis 59 Jahre sind es 36
Prozent. Die Anzahl der von Frau-
en geführten Betriebe in der
Landwirtschaft sinkt aber in Fol-
ge des Strukturwandels und feh-
lender Hofnachfolgen. Die Bäue-
rinnen sind im Jubiläumsjahr
nach wie vor das Herz der Famili-
enbetriebe und können sich Erfol-
ge wie gesetzlichen Mutterschutz
und Karenzgeld für Landwirtin-
nen, die Einführung des Kinder-
betreuungsgeldes, die jährliche
Anpassung des Pflegegeldes und
die steuerliche Berücksichtigung
der Kosten für die Kinderbetreu-
ung sowie die Einführung des Be-
treuungsgeldes für alle auf ihre
Fahnen heften.

In den 1970ern standen be-
triebliche und persönliche Bil-
dung der Bäuerinnen im Mittel-
punkt. Ab 1980 bis zum EU-Bei-

tritt Österreichs 1995 bestimmten
die politischen Forderungen so-
wie die Professionalisierung von
Dienstleistungen (Direktvermark-
tung, Urlaub auf dem Bauernhof)
und das Projekt „Lebensqualität
auf dem Bauernhof“ die Arbeit
der Organisation. Nach dem EU-
Beitritt wurden im Rahmen des
ländlichen Entwicklungspro-
gramms die Ausbildung für effizi-
ente Interessenspolitik und der
Dialog mit der Gesellschaft inten-
siviert. Aktionstage in Schulen
und das Engagement von 315 ak-
tiven Seminarbäuerinnen haben
wesentlich zur ruralen Imagepfle-
ge und zum Wissen über die Her-
kunft der Lebensmittel in der Ge-
sellschaft beigetragen.

Die Interessenvertretungen
sind weiblicher geworden

In der „Charter für Landfrauen“
ist die aktive Mitbestimmung des
öffentlichen Lebens, auch in den
christlichen Glaubensgemein-
schaften verankert. Mittlerweile
sind Führungspositionen von
Frauen nicht nur in der Land- und
Forstwirtschaft, sondern auch in
Unternehmen, in der öffentlichen
Verwaltung, an den Universitäten
und im Genossenschaftswesen
keine Ausnahmen mehr. Die be-
rufsständischen Organisationen
sind heute wesentlich weiblicher
organisiert. So steht mit Renate
Anderl eine Frau an der Spitze
der Arbeiterkammer, und die ak-
tuelle Bäuerinnenvorsitzende Ire-
ne Neumann-Hartberger ist Vize-
präsidentin des Bauernbundes.

Es gibt freilich noch Luft nach
oben. Zwar sind im Nationalrat
und in den Landtagen, in der Bun-
desregierung und in den Landes-
regierungen inzwischen viele
Spitzenpositionen mit Frauen be-
setzt. Allerdings sind im National-
rat erst 76 der 183 Abgeordneten
weiblich (2005 waren es 50). Und
Johanna Mikl-Leitner ist die einzi-
ge Landeshauptfrau unter acht
männlichen Kollegen. ■

Rurale Frauenpower
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Vor 50 Jahren organisierten sich Österreichs Landwirtinnen politisch –
es war ein weiterer Schritt zu mehr weiblicher Beteiligung in der Politik.
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